
A n m e r k u n g :
Durch diese Entscheidung wird die prinzipielle 

kostenrechtliche Frage der Verteilung der Kosten des 
Privatklageverfahrens gern. § 357 Abs. 3 StPO auf­
geworfen. Im Streitfall erachtet es das Bezirksgericht 
Leipzig mit überzeugender Begründung für gerecht­
fertigt, daß beide Parteien ihre gesamten Kosten selbst 
tragen, d. h., daß in diesem Fall die Auswirkung der 
Kostenentscheidungen des Kreisgerichts, wonach über 
die Kosten der Privatklage und der Widerklage ge­
trennt entschieden wurde, der Sachlage entspricht. Es 
können aber Fälle eintreten, in denen eine solche Aus­
wirkung nicht gewollt ist und bei denen durch die Er­
hebung der Widerklage die Tätigkeit des Rechtsanwalts 
tatsächlich umfangreicher wird, z. B. wenn zu stritti­
gen Behauptungen des Widerklägers ein besonderer 
Verhandlungstermin mit Beweisaufnahme stattfinden 
muß. Hier können es die Gerichte für angemessen an- 
sehen, daß der Privatkläger einen Teil der außergericht­
lichen Auslagen des Beschuldigten und Widerklägers trägt 
oder umgekehrt. Im Hinblick auf den Pauschcharakter 
der Rahmengebühr (§§ 63 Abs. 1 Nr. 3, 67 Abs. 1, 
70 RAGebO) muß dann, ebenso wie im Zivilprozeß, wo 
gleichfalls das Pauschsystem der Kostengesetze eine 
Verteilung der Kosten nach Zeitabschnitten der Instanz 
oder nach Klage und Widerklage nicht zuläßt, vom 
G e r i c h t  die Verteilung der außergerichtlichen Aus­
lagen nach Quoten oder dadurch erfolgen, daß eine 
Partei einen bestimmten Kostenbetrag, die andere Par­
tei dagegen die restlichen Kosten trägt. Der Sekretär 
hat wohl nach § 352 Abs. 2 StPO die im Privatklage­
verfahren zu erstattenden Kosten festzusetzen und hat 
auch gern. §§ 63 Abs. 1 Nr. 3, 70 RAGebO die Höhe der 
Gebühr des Rechtsanwalts im Rahmen dieser Vor­
schrift zu bestimmen. Er kann diese Kosten aber nicht 
von sich aus nach Klage und Widerklage verteilen, son­
dern für ihn ist die Kostenentscheidung des Gerichts 
maßgebend, die gern. § 352 Abs. 1 StPO jedes Urteil, 
jeder richterliche Strafbefehl und jede das Hauptver­
fahren einstellende Entscheidung enthalten muß. Er 
kann, auch wenn durch die Widerklage die Höhe der 
Vergütung des Anwalts beeinträchtigt wird, eine Ver­
teilung der Kosten nur vornehmen, soweit diese nach 
der Kostenentscheidung des Gerichts zulässig bzw. 
durchführbar ist. Das folgt auch aus § 357 Abs. 3 StPO, 
wonach das Gericht die Kosten und die notwendigen 
Auslagen angemessen zu verteilen hat.

Zur Frage der Höhe der Pauschgebühr des § 63 
Abs. 1 Nr. 3, § 70 RAGebO in der Fassung der VO zur 
Änderung der RAGebO vom 21. April 1944 (RGBl. I 
S. 104), die danach 40 bis 400 DM betragen und sich um 
40 bis 150 DM für jeden weiteren Verhandlungstag er­
höhen kann, empfiehlt es sich meist, daß der Sekretär 
vor der Festsetzung der Gebühr die Stellungnahme des 
Vorsitzenden der Strafkammer herbeiführt, da der 
Akteninhalt allein mitunter nicht den Umfang der 
Tätigkeit des Rechtsanwalts erkennen läßt. An etwaige 
Gebührenvereinbarungen, die nicht selten zwischen 
Auftraggeber und Rechtsanwalt getroffen werden, ist 
der Sekretär bei seiner Gebührenfestsetzung nicht ge­
bunden. Erstattungsfähig sind nur die notwendigen 
Auslagen. Wenn sich also eine Partei zur Zahlung einer 
Vergütung verpflichtet, die unangemessen ist, so kann 
das nicht zu Lasten der Gegenpartei gehen. Grund­
sätzlich ist bei Festsetzung der Rahmengebühr davon 
auszugehen, welche Bedeutung das Privatklageveffah- 
ren hatte, welchen Umfang die Tätigkeit des Anwalts 
aufweist, insbesondere ob sich besondere Schwierig­
keiten ergaben und in welchen wirtschaftlichen Ver­
hältnissen der Kostenpflichtige lebt. Bei einfach ge­
lagerten Fällen besteht m. E. keine Veranlassung, von 
der in der genannten Bestimmung vorgesehenen Min­
destgebühr abzuweichen. Es wird sich aber immer emp­
fehlen, daß der Vorsitzende der Strafkammer über die 
Angemessenheit der Gebühr gehört wird, die auch in 
einem gewissen Verhältnis zur Strafe stehen muß. Es 
erscheint z. B. unangemessen, ivenn der Angeklagte 
wegen Beleidigung, die nicht erheblich war, zu 20 DM 
Geldstrafe verurteilt wird, die von ihm zu erstattenden 
Anwaltskosten aber etwa das Fünffache der Strafe aus­
machen.

Rudi P e t e r ,
Sekretär am Kreisgericht Leipzig (Stadtbezirk Süd)

Zivil- und Familienrecht
Ziff. 37 des Musterstatuts der LPG Typ III.
Die LPG wird gemeinsam durch Vorsitzenden und 

Vorstand vertreten.
OG, Urt. vom 22. Mai 1958 - 2 Uz 32/57.
Die Klägerin — die Konsumgenossenschaft in B. — hat 

mit der Verklagten — einer LPG —, vertreten durch deren 
Vorsitzenden, eine als Ver'bindungsstellenleitervertrag be- 
zeichnete Vereinbarung getroffen, wonach sie sich ver­
pflichtete, an die Kantine der LPG (Verbindungsstelle) 
Waren zu liefern, die dort an Endverbraucher verkauft 
und mit ihr abgerechnet werden sollten. Auf Grund dieses 
Vertrags lieferte die Klägerin ständig Waren. In Höhe 
von 4482,65 DM steht die Bezahlung durch den Empfänger 
noch offen. Diesen Betrag machte die Klägerin mit der 
Klage gegen die Verklagte geltend.

Die Verklagte hat Klageabweisung mit der Begründung 
beantragt, daß sie bei Abschluß des Vertrages allein durch 
den Vorsitzenden nicht vertreten war. Das Bezirksgericht 
hat die Klage abgewiesen. Die gegen dieses Urteil ein­
gelegte Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Klägerin befindet sich im Rechtsirrtum, wenn sie 

meint, daß eine LPG durch ihren Vorsitzenden allein 
vertreten wird. Die LPG wird gesetzlich, wie das 
Oberste Gericht bereits in seinem Urteil vom 21. Mai 
1957 - 1 Zz 62/57 - (NJ 1957 S. 485) entschieden hat, 
vielmehr durch den gesamten Vorstand vertreten. Das 
ergibt sich aus Abschn. VIII Ziff. 37 des Statuts der 
Verklagten, wo bestimmt wird, daß der Vorstand und 
der Vorsitzende für die Dauer eines Jahres gewählt 
werden und daß „sie“ die Genossenschaft leiten und 
vertreten. Die Mehrzahl „sie“ ergibt eindeutig, daß 
Vorsitzender und Vorstand, nicht der Vorsitzende 
allein, die LPG vertreten. Kraft Gesetzes ist der Vor­
sitzende allein also zur Vertretung nicht ermächtigt. 
Allerdings ist diese Auffassung bestritten worden, z. B. 
von A r 11 in NJ 1957 S. 714, der aber nur die Eindeu­
tigkeit des Wortlauts nicht anerkennt und daher die 
Frage für zweifelhaft hält, keineswegs also mit Be­
stimmtheit behauptet, daß das Statut oder eine andere 
gesetzliche Bestimmung eine Einzelvertretungsbefugnis 
des Vorsitzenden festgelegt habe. Die angeführte Be­
stimmung des Musterstatuts hat überdies den Sinn 
eines Hinweises auf die kollektive Verantwortlichkeit.

Es entspricht auch nicht dem Wesen einer sozia­
listischen Organisation und würde in der Praxis zu 
ernsthaften Unzuträglichkeiten zwischen dem Vor­
sitzenden und den übrigen Mitgliedern führen, wenn 
man einerseits dem Vorsitzenden die unbeschränkte 
Vertretungsmacht zubilligen, auf der anderen Seite 
aber die kollektive Verantwortlichkeit des Vorstandes 
bejahen würde. Es kann also nicht von der Auffassung 
abgegangen werden, daß der Vorsitzende allein die 
LPG nicht rechtswirksam vertreten kann. Zu der Frage 
Stellung zu nehmen, ob die künftige Gesetzgebung 
Vertretung der LPG durch zwei oder mindestens zwei 
Vorstandsmitglieder festsetzen soll, wie dies jetzt bei 
den Genossenschaften des Genossenschaftsgesetzes (§ 25 
Abs. 1 aaO) der Fall ist, oder durch den Vorsitzenden 
und ein weiteres Vorstandsmitglied, wie bei den Hand­
werkerproduktionsgenossenschaften (VO vom 18. Au­
gust 1955, Musterstatut, Abschn. V Abs. 6 — GBl. 
S. 600 —), liegt dem Gericht bei der Begründung eines 
Urteils nicht ob.

§§ 16, 18 VerschG; § 294 ZPO; § 45 AnglVO.
1. Glaubhaftmachung durch eidesstattliche Versiche­

rung des Antragstellers reicht zur Einleitung des Auf­
gebotsverfahrens nur aus, wenn andere Beweismittel 
nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten zu erlangen 
sind. Vor der Entscheidung über die Todeserklärung 
müssen die sie begründenden Tatsachen bewiesen — 
nicht nur glaubhaft gemacht — werden.

2. Die geschiedene Ehefrau kann nur dann Todes­
erklärung ihres früheren Ehemannes beantragen, wenn 
sie ein rechtliches Interesse daran hat.

OG, Urt. vom 22. August 1957 - 2 Zz 61/57.
Frau G. beantragte am 19. April 1956, den verschollenen 

Melker G. für tot zu erklären. Sie erklärte in dem Antrag, 
der Verschollene sei ihr Ehemann. Die letzte Nachricht von 
ihm habe sie im Oktober 1943 erhalten. Ende des Jahres
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